
 

Die Verwaltung wird beauftragt, das Verfahren zur Erteilung von Verwarnungsgeldern im „ruhenden

Verkehr“ umzustellen, so dass zukünftig die fallspezifischen Informationen direkt vor Ort über mobile

Drucker erstellt und am Fahrzeug angebracht werden können und eine Zahlung per QR-Code möglich

ist.

 




